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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 0 6  

vom 12. September 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, Vizekanzler 

F i n k, sowie die Staatssekretäre Dr. D e u t s c h, E l d e r s c h, Dr. S c h u m p e t e r, 

S t ö c k l e r und Ing. Z e r d i k; 

ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E l l e n b o g e n, G l ö c k e l, M i k l a s, P f l ü g l, 

Dr. R e s c h und Dr. W a i s s.1 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m. 

 

Vorsitz: Staatssekretär Dr. B r a t u s c h. 

 

Dauer: 15.00 – 16.00 

 

Reinschrift (9 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO mit 

 

I n h a l t: 

1. Zuschuss zur Kostaufbesserung für die Volkswehr. 

2. Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen bezw. Hinterbliebenen von 

Invaliden und Vermissten bezw. von Gestorbenen und Gefallenen. 

3. Fünfter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pf1ichtverletzungen. 

4. Aktion zur Vereinigung der Lebensmittel für Arbeitslose. 

 

Beilagen: 

Beilage 1 betr. Gesetzesentwurfs zu Abt. 7/P.Z. 2140/19 über das Schieß- und 

Sprengmittelmonopol samt Begründung (6 Seiten) 

Beilage betr. Vortrags des StA. f. Heereswesen Abt. 1 Zl. 20.616 über die nachträgliche 

Erledigung eingereichter Belohnungsanträge (3 Seiten) 

                                                 
1 Der Schriftführer wurde nicht als anwesend verzeichnet. 
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Beilage betr. Gesetzesbeschluss des Vorarlberger Landtages über die Errichtung einer 

Mädchenbürgerschule in Lustenau (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 1 betr. Vortrag für den Kabinettsrat zu Abt. 14 Zl. 19.268/19 über einen 

Zuschuss zur Kostaufbesserung der Volkswehr (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Vortrag für den Kabinettsrat ad Abt. 20 Zl. 4174/19 über die 

Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen bzw. Hinterbliebenen von Invaliden 

und Vermissten bzw. von Gestorbenen und Gefallenen mit beiliegender Tabelle (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Referats der Staatskanzlei z. Zl. 159/26-St.K. für den Kabinettsrat 

über den fünften Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen (7 

Seiten) 

 

1.2 

Zuschuss zur Kostaufbesserung für die Volkswehr.3 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s  verweist auf den Beschluss des Kabinettsrates vom 13. 

Mai d.J., wonach die Bewilligung erteilt wurde, dass ab 1. Mal d.J. an Stelle des den 

Zivilstaatsbediensteten zugestandenen sogenannten Übergangsbeitrages für die Dauer der 

Gewährung dieses Beitrages den Landesbefehlshaber in Wien monatlich ein Geldbetrag von 

höchstens 1,842.360 K für Zwecke der Kostaufbesserung für die Wiener Volkswehr 

zugewiesen werde. 

Mit Kabinettsratsbeschluss vom 17. Juni d.J. sei diese Aufbesserung auch für die Gagisten 

und Mannschaften der Volkswehr außerhalb Wiens und zwar entsprechend den örtlichen 

Preisverhältnissen abgestuft in der Spannung von 4 - 2 K mit der Maßgabe genehmigt 

worden, dass die Aufbesserung erst nach dem länderweise erfolgten 25% Abbau einzutreten 

habe, wobei jedoch als Termin der 1. Juni d.J. als Beginn der Geltungsdauer dieser 

Aufbesserung festgesetzt wurde. Für diesen Zweck sei ein monatlicher Betrag von zirka 

2,600.000 K zugestanden worden. 

Der bewilligte Gesamtkredit beziffere sich demnach mit rund 4,430.000 Kronen pro 

Monat. 

Der Reichsvollzugsausschuss der Soldatenräte habe bereits vor einiger Zeit unter Hinweis 

darauf, dass sich seit der Bewilligung des Zuschusses zur Kostaufbesserung die 
                                                 
2 Vor diesem Tagesordnungspunkt finden sich im Stenogramm noch zwei kurze Punkte folgenden Wortlauts: 
 „B r a t u s c h: Zuschrift der Polizeidirektion. Staatspensionisten. Wird zur Kenntnis genommen. 

------ 
 „L o e w e n f e l d: Mehlkrise. Keine Ententzuschübe, Eigenaufbringung noch nicht hinreichend, 

jugoslawische Einfuhr noch nicht.“ 
3 Vgl. dazu eine nur im Stenogramm im Detail festgehaltene Wechselrede, die im Anschluss an den 

Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Lebensbedingungen noch mehr verschlechtert haben, eine 25% Erhöhung dieses Zuschusses 

ersucht. 

Für den Bereich Wiens und auch für einige auswärtige Standorte, insbesondere in 

Industriezentren sei die nachgesuchte Erhöhung des Zuschusses in den daselbst bestehenden 

Verhältnissen vollauf begründet. 

Der sprechende Unterstaatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle das 

Staatsamt für Heerwesen ermächtigen, den Zuschuss zur Kostaufbesserung für die Volkswehr 

in jenen Standorten, wo dies erhobenermaßen begründet erscheint, vom 1. September 1919 

angefangen bis auf weiteres um 25 % zu erhöhen. 

Infolge dieser Erhöhung werde bei den derzeitigen Stande der Volkswehr der bisherige 

Kredit von 4,430.000 K pro Monat, selbst für den Fall nicht überschritten werden, dass der 

Zuschuss zur Kostaufbesserung durchwegs um 25 € erhöht werden würde; es könne vielmehr 

mit einem größeren Ersparnis gerechnet werden, da in allernächster Zeit die außerhalb Wiens 

befindliche Volkswehr in einige wenige Standorte (ehem. Garnisonsorte) werde 

zusammengezogen werden und infolge dieser Verfügung voraussichtlich eine größere Anzahl 

von Volkswehrmännern austreten werde. 

Schließlich bittet Unterstaatssekretär Dr. W a i s s  den Kabinettsrat noch genehmigend zur 

Kenntnis nehmen zu wollen, dass das Staatsamt für Heerwesen bei dem Umstande, als 

gegenüber dem zufolge Kabinettsratsbeschlusses vom 13. Mai 1919 bewilligten 

Pauschalbetrage von monatlich 1,884.360 K für Zwecke der Kostaufbesserung für die Wiener 

Volkswehr in den Monaten Mai bis inklusive August 1919 infolge der Auszahlung eines 

Zuschusses von 4 K pro Kopf und Tag eine Ersparnis erzielt worden sei, der am 31. August 

1919 noch aktiv dienenden Wiener Volkswehr für den Monat August 1919 einen weiteren 

Zuschuss von 1 K pro Kopf und Tag erfolgt habe. 

Sektionschef Dr. G r i m m  stellt ausdrücklich fest, dass das Ausmaß des vom 

Kabinettsrate seinerzeit bewilligten Pauschalbetrages ziffermäßig genau unter 

Zugrundelegung der Kopfquote von 4 K bemessen würde. Infolgedessen hätten die durch den 

Abbau der Volkswehr erzielten Ersparungen rückgestellt werden sollen; sie dürften daher 

keinesfalls zu einer Erhöhung des Zuschusses verwendet werden, dies umsoweniger, als das 

Staatsamt für Finanzen, sobald es von der Absicht des Staatsamtes für Heerwesen auf 

Gewährung eines weiteren Zuschusses zur Kostaufbesserung Kenntnis erhielt, dagegen 

schriftliche Verwahrung eingelegt habe. Redner beantrage daher, wenn der Kabinettsrat im 

Sinne der Ausführungen des Unterstaatssekretärs Dr. W a i s s  überhaupt einer Aufbesserung 

zustimmen sollte, dass die pro August gewährte Aufbesserung als pro September gegeben zu 
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gelten habe, um auf diese Weise die Analogie mit den Zivilstaatsbediensteten, welche eine 

Zuwendung erst für September erhalten sollen, herzustellen. 

Unterstaatssekretär M i k l a s  beantragt, der Kabinettsrat wolle beschließen, dass der 

Standpunkt des Staatsamtes für Finanzen als gerechtfertigt anerkannt und das Staatsamt für 

Heerwesen ersucht werde, künftighin nicht über den Rahmen erteilter Bewilligungen 

hinauszugehen; vorliegendenfalls wäre jedoch die vom Staatsamt für Heerwesen getroffene 

Verfügung nachträglich zu genehmigen. 

Der Kabinettsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss, genehmigt nachträglich die bereits 

erfolgte Auszahlung des erhöhten Zuschusses pro August und erteilt die Bewilligung zu einer 

gleichartigen Zuwendung für die Monate September und Oktober. 

 
α W a i s s: Kostaufbesserung. 

G r i m m: Im Mai wurde eine Aufbesserung von 4 K pro Kopf für die Wiener Volkswehr beantragt. 

Staatsamt für Finanzen hat sich zunächst dagegen ausgesprochen, ist aber dann unterlegen und hat sich dazu 

bereiterklärt, einen Pauschalbetrag zu widmen nach Maßgabe der Kopfquote von 4 K. Dann wurde es erweitert 

auf außerhalb Wiens ebenfalls unter Zugrundelegung einer Kopfquote. Nunmehr will das Staatsamt für 

Heerwesen die Kopfquote erhöhen aus dem Titel der Herabminderung der Volkswehr. Bzw. hat es trotz 

Einspruchs des Finanzamtes pro August zugetan. Darum beantrage ich, dass, wenn der Kabinettsrat im Sinne des 

Antrages beschließt, dass das, was pro August gegeben wurde, pro September gilt, um das gleiche zu geben wie 

den übrigen Staatsbediensteten pro September. Oder sie bekommen für Oktober überhaupt nichts. 

M i k l a s: Die Volkswehr hat es einmal bekommen. Wir müssen die Mitteilungen des Staatsamtes für 

Finanzen zustimmend zur Kenntnis nehmen. Das Staatsamt für Heerwesen zu ersuchen, künftighin nicht über 

den Rahmen zu gehen und nachträglich die Verfügung des Staatsamtes zu genehmigen. 

G r i m m: 1. September - auf weiteres. 

Im Sinne des früheren Beschlusses nur für September, Oktober. Nachträglich genehmigt pro August. 

Ausgedehnt pro September und Oktober. α 

 

2. 

Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für die Angehörigen bezw. Hinterbliebenen von Invaliden 

und Vermissten bezw. von Gestorbenen und Gefallenen. 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s  bringt die Frage der Erhöhung der Unterhaltsbeiträge für 

die Angehörigen bezw. Hinterbliebenen von Invaliden und Vermissten bezw. von 

Gestorbenen und Gefallenen zur Sprache. 

Nach einer kurzen Debatte, in welcher auf die zwischen den beteiligten Staatsämtern noch 

bestehenden Meinungsverschiedenheiten der gegenständlichen Frage hingewiesen würde, 

beschließt der Kabinettsrat, das Staatsamt für Heerwesen werde ersucht, zunächst mit den 

Staatsämtern für Finanzen und für soziale Verwaltung noch eine Besprechung im 
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Gegenstande abzuhalten.4 

 
α W a i s s: Belohnungsanträge. 

G r i m m: Wenn diese Bestätigung ausgefertigt wird, dann müsste darin aufgenommen werden, dass die 

finanziellen Elemente nicht damit verbunden sind. 

B r a t u s c h: -- 

H a n u s c h: Ich möchte das Heeresamt dringend warnen, etwas Derartiges zu machen. Es werden alle 

Reserveoffiziere, die glauben, sie sind zu kurz gekommen, das Heeresamt bestürmen. Auch die Zivilisten 

werden kommen. Man muss den Mut haben, zu sagen, dass es so etwas heute nicht mehr gibt. 

P f l ü g l: Auch im Reich ist die Sache zur Sprache gekommen, man hat sogar Tapferkeitsmedaillen 

nachgeprägt und verliehen. 

Zurückzustellen. α 

 

3. 

Fünfter Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h  erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates, 

den fünften Bericht der Kommission zur Erhebung militärischer Pflichtverletzungen an die 

Nationalversammlung vorlegen zu dürfen.5 

 

4. 

Aktion zur Verbilligung der Lebensmittel für Arbeitslose.6 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  teilt mit, dass er am gestrigen Tage der 

neuerlich bei ihm erschienenen Deputation der arbeitslosen Handelsangestellten im Sinne des 

in der letzten Sitzung des Kabinettsrates gefassten Beschlusses eröffnet habe, dass auf ihr 

Begehren um Gewährung einer 50%igen Verbilligung der rayonierten Lebensmittel nicht 

eingegangen werden könne. Die Deputation habe erklärt, dass sie diesen Beschluss des 

Kabinettsrates nicht zur Kenntnis nehmen könne. Nach längeren Verhandlungen habe sich die 

Deputation auch mit einer 10%igen Verbilligung der Lebensmittel, und zwar eingeschränkt 

auf die arbeitslosen Haushaltungsvorstände begnügt. Weiterhin habe sie das Ersuchen gestellt, 

den ganzen Komplex der Arbeitslosenfürsorge einer Besprechung mit der Staatsregierung 

unter Teilnahme der Arbeitslosen sowie der Unternehmerschaft und der Arbeitenden zu 

unterziehen. Zu diesem Zwecke sei sie bereit, das Programm einer grundlegenden Lösung der 

                                                 
4 Vgl. dazu eine nur im Stenogramm im Detail festgehaltene Wechselrede, die im Anschluss zwischen zwei α-

Zeichen wiedergegeben wird. 
5 „B r a t u s c h: Pflichtverletzungen. 
 Es ist das nicht einer jener Fälle, den das Gesetz im Auge gehabt hat.“ 
6 Vgl. dazu die detailliertere Stenogrammfassung, die im Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen 

zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Arbeitslosenfrage vorzulegen. 

Der sprechende Staatssekretär weist noch darauf hin, dass die im Sinne des 

eingeschränkten Petites einzuleitende Aktion einen Kostenaufwand von höchstens ½ Million 

Kronen pro Monat verursachen würde. 

Staatssekretär H a n u s c h  spricht sich gegen das Eingehen auf die gestellte Forderung 

aus, indem er neuerlich darauf hinweist, dass Verhandlungen nur mit den Vertretern der 

zuständigen Organisationen zu führen wären. Was die von der Deputation angeregte 

Besprechung der Arbeitslosenfrage anbelange, so habe er selbst der Deputation diesen 

Vorschlag gemacht und sei jederzeit bereit, eine derartige Besprechung, falls sie von den 

berufenen Organisationen gewünscht würde, in die Wege zu leiten. 

Der Kabinettsrat beschließt, an seiner in der Sitzung vom 9. September gekennzeichneten 

ablehnenden Stellungnahme festzuhalten. 

 
α L o e w e n f e l d: Das Kabinett hat in der letzten Sitzung Ablehnung beschlossen. Die für gestern 

angesagte Demonstration hat zwar nicht stattgefunden, dagegen ist die Deputation, geführt von 2 Arbeiterräten, 

bei mir erschienen, Vertreter des Staatsamtes für Finanzen und F. Die Deputation hat erklärt, dass sie den 

Beschluss des Kabinettes nicht zur Kenntnis nehmen könne. Sie haben ersucht, da die Lebensmittelteuerung 

doch nur einen Ausschnitt aus der Arbeitslosenfrage bildet, dass mit der Regierung eine Besprechung über die 

Arbeitslosenfrage stattfinden soll. Unternehmerschaft, Arbeitslose und Vertreter der arbeitenden Arbeiterschaft 

einzuladen. Ich habe gesagt, dass ich das weiterleiten werde. Sie haben sich bereiterklärt, ein Programm 

vorzulegen. Was die Frage der Lebensmittelverbilligung anbelangt, so haben sie erklärt, dass sie mit der 

vollständigen Ablehnung nicht zur ihren Mandanten zurückkommen können. Sie seien mit jeder Konzession 

zufrieden. Sie würden sich mit einer 10%igen Verbilligung der rationierten Lebensmittel, und zwar nur für die 

Arbeitslosen selbst, nicht für die Familienmitglieder begnügen. Sie würden es selbst kontrollieren; finanziell 

würden diese 10% nicht mehr so ins Gewicht fallen, pro Kopf und Monat 5 K. Von den 113.000 Arbeitslosen 

würden nach ihrer Meinung 40 % wegfallen, die nicht selbst Haushaltsvorstände sind. 60.000 würden ca. ½ Mill. 

pro Monat kosten. Fraglich ist nur das Präjudiz, insbesonders für die Eisenbahner. 

Ich bin für meine Person eher dafür es zu geben. Nur ist es technisch sehr schwer durchführbar. 

H a n u s c h: Die Leute haben den Rückzug angetreten. Bitte nicht zu vergessen, dass der Apparat sehr viel 

Geld kostet. Die Leute haben von meinem Vorschlag noch gar keinen Gebrauch gemacht, Vertreter der 

Organisationen zu bringen und dann mit den Unternehmern die Sache zu besprechen. Die Sache ist immer 

bedenklich, weil die Organisationen so vernünftig sind und den Staat nicht weiter belasten wollen. Man muss die 

Organisationen stützen. Ich bin für die Ablehnung. Die 10 % stehen nicht dafür, den spez. Apparat aufzubauen. 

Maßnahmen zur Minderung der Arbeitslosen. Die Paritätische Bezirkskommission hat verfügt: Alle ledigen 

Mädchen und Kinder, die vor dem 1. VIII. 1914 nicht beschäftigt waren, scheiden aus der Unterstützung. Alle 

jene Frauen, die im Jahre 1914 nicht berufstätig waren und von den Männern gelebt haben und im Krieg in die 

Munitionsfabrik gegangen sind. Alle Kranken, die arbeitsunfähig sind. Neben den bestehenden 30 Kontrolloren 

werden 100 neue Kontrollore aufgestellt. Schätze Ausscheidung von ca. 30.000 Personen. 

Ablehnung beschlossen. 
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------ 

R e s c h: Eigene Organisation, die sich mit den Gewerkschaften zerschlagen hat. Früher kommun. 

Arbeiterrat. α 
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